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1.335 523-1-é1 '

In dem Rechtsstreit

. . o 0 o u o o o o 0 c . o . o . . o - o o o . o n ',

Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 1. Senat des Bundessozialgerichts ohne münd—

liche Verhandlung am 21. Februar 1963, an der mitge—

wirkt haben

Bundesrichter P e n q u i t t
als Vorsitzender,

Bundesrichter .Dr. H a u g und

Bundesrichter Dr. B u s s
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter S c h l e g e l ' und

Bundessozielrichter H e r k l o t z
als-ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Bremen vom 31„

August 1961 und das Urteil des Sozialgerichts Bremen

vom 20. Februar 1961 werden aufgehoben.

Die Klage wird abgewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten.

Von Rechts wegen"
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Die Klägerin (geboren 1899) beansprucht das vorzeitige Al;
tersruhegeld nach $ 25 Abs. 3 des Ange3telltenversicherungs-

gesetzes (AVG)° Der Streit der Beteiligten geht allein dere

um, ob die Klägerin in den letzten zwanzig Jahren überwie—

gend "eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung oder

Tätigkeit" im Sinne dieser Vorschrift ausgeübt hat, ' '

Die Klägerin war innerhalb des in Frage stehenden Zeitraums}

(Juni 1940 bis Juni 1960)überwiegend‚ d.h. mehr als 120 Möf

nate hindurch (nämlich von Septe ber 1947 bis Juni 1960 '

= 154 Monate) als Verwaltungsangestellte tätig. Für die Zeit
bis Ende 1956 (= 112 Monate) war sie jedoch wegen des Be2ug■

einer Witwenrente aus der Angestelltenversicherung versié *

cherungsfrei. Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenvef— ”

sicherung sind für sie in dem maßgeblichen Zeitraum nur vom
1. Januar 1957 an (also für wen@er als 121 Monate) geleistd

worden. Die Klägerin ist der Meinung, die Voraussetzungen
des 5 25 Abs. 3 AVG seien schon dann erfüllt, wenn sie in

einem Beschäftigungsvérhältnis gestanden habe, das renten—l

versicherungepflichtig gewesen wäre, Wenn sie keine'Witwen4.

rente bezogen hätte. Die Beklagte lehnte den Ruhegeldantrag

ab; dagegen verpflichteten beide Vorinstanzen die Beklagté‚;

das Ruhegéld zu gewähren. Das Landessozialgerioht ließ die '

Revision zu. '

Die Beklagte legte Revision ein mit dem Antrag,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die

Klage abzuweisen°

Sie rügte eine Verletzung des 5 25 Abs. 5 AVGdurch das_Be—
rufungsg-ericht° u'5 ' ' "
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Die Klägerin beantragte,

die Revision zurückzuweiseno

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (@@165, 155,

124 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzesv-SGG-).

Die Revßion ist zulässig und begründet°

Zu der hier allein streitigen Rechtsfrage aus @ 25 Abs..3

Satz 1 AVG hat das Bundessozialgericht schon wiederholt
Stellung genommen. Es hat dabei entschieden, eine Versi—

cherte habe eine rentenversicherungspflichtige Beschäfti—

gung oder Tätigkeit im Sinne dieser Vorschrift nur dann

ausgeübt, wenn die Beschäftigung oder Tätigkeit mit einer

Verpflichtung zur Leistrng von Beiträgen zur Rentenversie‚

cherung verbunden war; die bloße Ausübung einer ihrer Art

_nach rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tä—

tigkeit — ohne Berücksichtigung einer persönlichen Bei—

tragsfreiheit - genügenicht (see 16, 284; 17, 110). Danach
können also nur solche Beschäftigungen als rentenversiche—

rungspflichtige Beschäftigung im Sinne des Gesetzes angese—
hen nerden, aus denen konkrete Verbindungen zur Rentenver—

sicherung derart hergestellt werden, daß — sofort oder spä—

ter — Pflichten zur Entrichtung von Beiträgen erwachsen. Die

_Vergünstigung in @ 25 Abs. 3 AVG soll nicht allen weiblichen
Versicherten zugute kommen, die über 60 Jahre alt und irgend—

wie berufstätig gewesen sind, sondern solchen, die dazu eine

besonders geartete Beitragsleistung aufweisen. Beiträgefreie

Beschäftiguhgen, auch wenn sie im übrigen das Gepräge von ver—
sicherungspflichtigen Beschäftigungen tragen, können im Rahmen

des @25 Abs. 3 Satz 1 AVG nicht berücksichtigt werden. Von
dieser Auffassung ist der Senat auch in seinem Urteil vom 29.
Januar 1963 — 1 BA 322/61 » ausgegangen, das ebenfalls den

Ruhegeldanspruch einer nur wegen des Bezugs einer Witwénrente

vereicherungsfrei beschäftigten An estellten betraf; in diesem

-4-
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‚_4_

Urteil ist gesagt, eine Witwe habe keine rentenversicherungs—

pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne von @ 25 AHL

3 Satz 1 AVG ausgeübt, wenn sie während einer an sich versi—

cherungspflichtigen Beschäftigung wegen des Bezugs einer Wit—

wenrente in der Rentenversicherung versicherungsfrei ware-An.

dieser Rechtsauffassung hält der Senat nach erneuter Prüfung

der Rechtslage fest.

Die Zeit, in der die Klägerin zwar berufstätig‚ aber wegendes

Bezugs einer Witwenrente aus der Rentenversicherung der Ange—

stellten Versicherungsfrei
war, darf danach nicht als rentene

Versicherungspflichtige Beschäftigung gewertet werden° Da die

Zeit ihrer versicherungspflichtigen Beschäftigung (vom‚1■„1957

“an) den maßgeblichen Zeitraum nicht überwiegend ausfüllt,sind

die Voraussetzungen für die Gewährung des vorzeitigen Alters—

ruhegeldes bei ihr nicht erfüllt. Es steht ihr deshalb auch'

nicht zu} . “

Die von der gegenteiligen Auffassung ausgehenden Entscheidun—

gen des Landessozialgerichts und des Sozialgerichts müssen de-

her aufgehoben und die Klage abgewiesen werden (55 170 Abs„2}

193 SGG)„ '
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